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Wohnungseinbruchsdiebstahl-
aktuelle Befunde und Skizze eines 
Forschungsvorhabens 
Von Tillmann Bartsch, Gina R. Wollinger, Arne Dreißigacker, 
Dirk Baier und Christian Pfeiffer 

Die aktuelle Debatte um den Wohnungseinbruch nimmt das 
Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN) 
zum Anlass, sich im Wege einer „Kriminologischen Regional-
analyse" intensiv mit diesem Delikt zu befassen. Die Untersu-
chung wird von dem Gesamtverband der deutschen Versiche-
rungswirtschaft e. V. gefördert. An ihr beteiligen sich mindes-
tens fünf deutsche Großstädte. Hierbei handelt es sich um 
Berlin, Bremerhaven, Hannover, Stuttgart und München (nach-
folgend: Teilnehmerstädte). Die Auswahl erfolgte aufgrund re-
gionaler Besonderheiten bezüglich der Häufigkeitsziffer sowie 
der Aufklärungs- und Verurteilungsquote. Nach einem sechs-
ten Partner, möglichst aus den neuen Bundesländern, wird 
derzeit noch gesucht. Den Ausgangspunkt der Studie bilden 
aktuelle Befunde zum Wohnungseinbruch. Sie resultieren aus 
einer repräsentativen Befragung des KFN aus dem Jahr 2011 
einerseits und einer Auswertung amtlicher Kriminalstatistiken 
andererseits. Diese Befunde werden zu Beginn des vorliegen-
den Beitrags dargestellt (1.). Im Anschluss erfolgt ein Überblick 
zu den Zielen und forschungsleitenden Fragen der Studie (11.) 
sowie zu dem methodischen Vorgehen (III.) und dem aktuel-
len Stand der Untersuchung (IV.). 

1. Aktuelle Befunde zum 
Wohnungseinbruchsdiebstahl 
1. Befunde aus der repräsentativen 
Befragung des KFN aus dem Jahr 
2011 
In den ersten fünf Monaten des Jahres 
2011 konnte das KFN gestützt auf Dritt-
mittel des Bundesforschungsministeri-
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ums eine bundesweite Opferbefragung 
von 16- bis 40-jä hrigen durchführen. Der 
Schwerpunkt lag in einer Fragebogener-
hebung zum sexuellen Missbrauch und 
zur innerfamiliären Gewalt. 1 Die Chance 
dieser Datenerhebung nutzte das KFN 
dazu, den insgesamt 11 500 Personen 
vor der Überreichung des Erhebungsins-
truments in einem face-to-face-lnterview 
jeweils zehn Fragen u. a. zum Wohnungs-
einbruch zu stellen. 2 

Von allen Befragten hatten insgesamt 
fünf Prozent einen Wohnungseinbruch er-
lebt. Für einen großen Teil dieser Personen 
stellte der Einbruch in die Geborgenheit 

und Intimsphäre der Wohnung eine starke 
Belastung dar. Jeder Zweite beklagte sich 
darüber, dass in seinen persönlichen Sa-
chen herumgewühlt wurde. Etwa jeder 
Dritte fand eine verwüstete Wohnung vor. 
Vier von fünf Befragten mussten hinneh-
men, dass ihnen persönliche Gegenstände 
oder Kleidung gestohlen oder dass solche 
Dinge zerstört w urden. Nur 15 % der Be-
fragten gaben an, dass sie von solchen 
Erfahrungen verschont geblieben seien -
meist, weil der Einbruch nicht vo llendet 
werden konnte. 

Angesichts dieser Erfahrungen über-
rascht es nicht, w ie hoch der Anteil der-
jenigen ausfällt, die auch psychisch unter 
der Tat stark gelitten haben. So berichtete 
- bezogen auf alle befragten Wohnungs-
einbruchsopfer - mehr als jeder Dritte 
von einem Schock und jedes vierte Opfer 
von starken Angstgefühlen. Etwa ein Drit-
tel hat sich auch einen Monat nach der 
Tat in der Wohnung nicht sicher gefühlt. 
Jeder sechste Betroffene beklagte Schlaf-
st_örungen, und fast jeder fünfte ist aus 
der Wohnung ausgezogen. Nur ein Viertel 
gab an, aus der Tat seien keine nennens-
werten Belastungen entstanden. 

Im Ergebnis zeigt die Repräsentativbe-
fragung des KFN mithin, dass es sich bei 
dem Wohnungseinbruch um ein Delikt 
handelt, das in vielen Fällen gravierende 
und bislang möglicherweise unterschätzte 
Folgen für die Betroffenen zeitigt. 3 

2. Befunde aus amtlichen 
Kriminalstatistiken 
Die Entwicklung des Wohnungsein-
bruchsdiebstahls in Deutschland gibt 
nicht zuletzt aufgrund des Leids, das eine 
solche Tat bei den Opfern verursacht, An-
lass zur Sorge. Abbildung 1 lässt erken-
nen, dass die Häufigkeit solcher Taten sei t 
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dem Jahr 2006 erheblich zugenommen 
hat. Während die Häufigkeitsziffer (Fälle 
pro 100 000 der jeweiligen Wohnbevöl-
kerung) noch im Jahr 2006 bei 128, 7 
lag, betrug sie im Jahr 20 12 176, 1. Das 
ist ein Anstieg um 36,8 %; allein im Ver-
gleich der Jahre 2011 und 2012 hat die 
Belastung mit Wohnungseinbrüchen in 
Deutschland um 8,6 % zugenommen . 

Gleichsam gegenläufig haben sich in 
den letzten Jahren die Aufklärungsquo-
ten der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 
entwickelt. Konnte die Polizei im Jahr 
2006 immerhin noch in 19,3 % der regist-
rierten Fälle einen Tatverdächtigen finden , 
gelang ihr dies im Jahr 2012 - nach ei-
nem fast kontinuierlichen Rückgang - nur 
noch in 15,7 % der Fälle (Abbildung 2). 

Allerdings ergibt sich aus einer einge-
henderen Ana lyse der PKS, dass der Woh-
nungseinbruchsdiebstahl nur in manchen 
Regionen Deutschlands ein gravierendes 
Problem darzustellen scheint. 

Tabelle 1 verdeutlicht, dass die nord-
bzw. westdeutschen Bundesländer pro 
100 000 Bürger etwa 4-mal so viele Woh-
nungseinbruchstaten verzeichnen wie die 
süddeutschen Bundesländer und etwa 
2,5-mal so viele Taten wie die ostdeut-
schen Bundesländer. Auch zeigen sich 
im regionalen Vergleich erhebliche Un-
terschiede in den Aufklärungsquoten. So 
konnte die Polizei in den fünf ostdeut-
schen Bundesländern im Jahr 2012 in 
26,6 % der registrierten Wohnungsein-
bruchsfälle einen Tatverdächtigen identi-
fizieren. In den nord- bzw. westdeutschen 
Bundesländern gelang ihr dies hingegen 
nur in 15,0 bzw. 13,6% der Fälle. 

Erhebliche regionale Unterschiede im 
Bereich des Wohnungseinbruchs werden 
auch erkennbar, wenn man die Entwick-
lung dieses Delikts in den fünf Städten 
betrachtet, die an der Untersuchung des 
KFN teilnehmen . 

Ein massiver Anstieg der Wohnungs-
einbruchszahlen ist zu nächst für Bremer-
haven zu konstatieren . Im Verlauf der 
letzten zehn Jahre hat sich dort die Häu-
figkeitszahl des Wohnungseinbruchs von 
278 auf 562 verdoppelt ( + 102, 1 %). Er-
heblich zugenommen hat die Belastung 
mit Wohnungseinbrüchen aber auch in 
Berlin. Während die Häufig keitsza hl in 
der Bundeshauptstadt im Jahr 2002 noch 
bei 229,8 lag, wurde im Jahr 2012 ein 
Wert von 355,2 gemessen . Das ist ein An-
stieg um 54,6 %. Zu Hannover zeigt sich 
demgegenüber insgesamt betrachtet eine 
Abnahme der Wohnungseinbruchstaten. 
Auch wenn im Jahr 2012 eine erhebli-
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Abbildung 1: Häufigkeitszahlen des Wohnungseinbruchsdiebstahls in Deutschland 2002-
2012 
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Abbildung 2: Aufklärungsquoten beim Wohnungseinbruchsdiebstahl 2002-2012 
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Tabelle 1: Regionale Verteilung der Wohnungseinbruchsdiebstähle nach Anzahl, Häufigkeits-
ziffer und Aufklärungsquote 

ehe Steigerung im Vergleich zum Vorjahr 
zu erkennen ist, liegt die Häufigkeitsziffer 
des vorgenannten Jahres noch immer um 
34,2 % unter der des Jahres 2002. Für 
Stuttgart lässt sich für die letzten Jahre 

(2008- 2012) ein deutlicher Anstieg der 
Wohnungseinbruchszahlen feststel len. Al-
lerdings ist die Belastung mit Taten nach 
§ 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB dort über den 
gesamten Zeitraum deutlich geringer als 
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Abbildung 3: Entwicklung der Häufigkeitszahlen des Wohnungseinbruchs in Berlin, Bremer-
haven, Hannover, München und Stuttgart (2002-2012) 

etwa in Bremerhaven, Hannover oder Ber-
lin . In München bewegen sich die Zah-
len bereits im Zeitraum 2002- 2008 auf 
einem für Städte dieser Größe erstaun-
lich niedrigen Niveau . Danach nimmt die 
Häufigkeit des Wohnungseinbruchs noch 
einmal ab, so dass im Jahr 2012 die Häu-
figkeitsziffer mit 71,0 um 400 Prozent 
geringer ist als der Verg leichswert Berlins 
und um 296,6 Prozent als der Wert Han-
novers. 

Beachtung verdient überdies, dass sich 
in den Tei lnehmerstädten auch die polizei-
lichen Aufklärungsquoten zum Teil deut-
lich unterscheiden. 

So konnte die Polizei in Hannover im 
Durchschnitt der letzten vier Jahre (2009-
2012) immerhin in 22,5 % der Fälle einen 
Tatverdächtigen ermitteln . In München 
gelang dies in demselben Zeitraum in 
18,4 % der Fälle. Demgegenüber verzeich-
nen die Polizei in Bremerhaven, Stuttgart 
und Berlin deutlich seltener Ermittlungser-
folge im Bereich des Wohnungseinbruchs. 
In Bremerhaven lag die Aufklärungsquote 
in den vergangenen vier Jahren bei durch-
schn ittlich 14,5 %, in Stuttgart bei 12, 7 % 
und in Berlin sogar nur bei 8,9 %. 

Von großem Interesse ist darüber hin-
aus, was sich in den an der Untersuchung 
teilnehmenden Städten zur Strafverfo l-
gung im Bereich des Wohnungseinbruchs 
ergibt. Insoweit müssen wir uns al lerd ings 
vorläufig auf Daten der Bundesländer 
Bremen, Berlin, Niedersachsen, Baden-
Württemberg und Bayern beschränken . 
Da die Strafverfolgungsstatistik nur An -
gaben zu Bundesländern enthält, kön-
nen die Daten zu Bremerhaven, Han-
nover, Stuttgart und München erst im 
Zuge des geplanten Forschungsprojekts 
ermittelt werden. Nachfolgend wird das 
stat istische Risiko von Tatverdächtigen 
dargestellt, wegen eines ihnen zur Last 

gelegten Wohnungseinbruchs angeklagt 
bzw. verurteilt zu werden. Dabei ist zu 
beachten, dass die Tatverdächtigen eines 
Jahres ein mögliches Strafverfahren zu ei-
nem beachtlichen Anteil erst im darauf 
folgenden Jahr erleben. Es sind deshalb 
größere Vergleichszeiträume zugrunde zu 
legen. Daher werden nachfolgend die Da-
ten der Jah re 2007 bis einsch ließlich 2010 
zusammengefasst. 

Im Ergebnis zeigen sich für die sechs 
Bundesländer folgende Befunde: Bezogen 
auf die Gesamtzahl der in dem Vierjah-
reszeitraum 2007 bis 2010 ermittelten 
Tatverdächtigen ab 14 Jahre sind in Bre-
men und Niedersachsen jeweils nur we-
nige Personen wegen eines Wohnungs-
einbruchdiebstahls angeklagt worden. 
In Bremen und Sachsen waren es jeweils 
17,3 Prozent, in Niedersachsen 16,2 Pro-
zent. Auch die Verurteiltenquoten lie-
gen dort mit 11,2 Prozent (Bremen) und 
13,4 Prozent (Niedersachsen) relativ nied-
rig. Für Berlin ergeben sich mit 33,9 Pro-
zent (Anklagerisiko) bzw. 26,2 Prozent 
(Verurtei ltenrisiko) jeweils deutlich höhere 
Quoten, und auch in Baden-Württemberg 
(Abgeurteilte: 24,6 %; Verurtei lte: 20,6 %) 
sowie Bayern (Abgeurteilte: 26,8 %; Ver-
urteilte: 23,0 %) zeigen sich bessere 
Werte. 

Bei der Interpretation der Daten ist 
allerdings aus mehreren Gründen Vor-
sicht geboten. So ist u. a. denkbar, dass 
in allen fünf Bundesländern ein Teil der 
wegen Wohnungseinbruchsdiebstahls 
ermittelten Tatverdächtigen im späteren 
Strafverfahren wegen einer Sachbeschä-
digung, eines Hausfriedensbruchs oder ei-
nes einfachen Diebstahls verurteilt wurde. 
Die in Bremen und Niedersachsen beson-
ders niedrigen Verurteiltenquoten können 
ferner damit zusammenhängen, dass bei 
einem Teil der Beschuldigten verschiedene 

Wohnungseinbruch 475 

gegen sie wegen Wohnungseinbruchs 
laufende Verfahren zusammengefasst 
wurden. Die Verurteilung könnte dann im 
Ergebnis wegen mehrerer Taten erfolgt 
sein, derentwegen der Betroffene mögl i-
cherweise in der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik in verschiedenen Jahren (und damit 
mehrfach) als Tatverdächtiger reg istriert 
wurde . 

Trotz dieser denkbaren Relativierun-
gen bleibt festzuhalten, dass sich bei 
einer eingehenden Analyse amtlicher 
Kriminalstatistiken erh eb liche regionale 
Unterschiede in der Häufigkeit des Woh-
nungseinbruchs, in den polizeilichen Auf-
klärungsquoten und wohl auch in dem 
Anklage- bzw. Verurtei lungsrisiko erge-
ben. Diese Unterschiede bedürfen einer 
gründlichen Untersuchung, die das KFN 
in den kommenden drei Jahren mittels 
der nachfolgend vorgestellten kriminolo-
gischen Regionalanalyse des Wohnungs-
einbruchs leisten will. Dabei soll nachvoll-
ziehbar werden, warum die polizeiliche 
Aufklärungsquote in Berlin, Bremerhaven 
und Stuttgart teilweise sehr niedrig ist, 

Erhebliche regionale 
Unterschiede bei Häufigkeit, 

Aufklärungsquote 
sowie Anklage- und 
Veru rteilu ngsrisiko 

während sich zu Hannover und München 
nach der PKS bessere Ermittlungsergeb-
nisse abzeichnen . Ferner sollte erkennbar 
werden, warum die Verfahren in der gro-
ßen Mehrheit der Fälle trotz eines von der 
Polizei bejahten Tatverdachts mit Einstel-
lungsentscheidungen der Staatsanwalt-
schaft endeten und warum sich alles in al-
lem im Ergebnis pro 100 angezeigte Fälle 
des Wohnungseinbruchs nur sehr wenige 
Personen ergaben, die wegen dieses De-
likts auch verurteilt worden sind. Die aus 
der PKS und der Strafverfolgungsstatistik 
resultierenden Daten wirken auf jeden 
neutralen Betrachter zunächst einmal sehr 
beunruhigend . Angesichts der Schwere 
der Straftaten und den gravierenden Fol-
gen für die Betroffenen erscheint es drin-
gend geboten, im Wege systematischer 
kriminologischer Forschung zu ermitteln, 
wie die dargestellten Phänomene erklärt 
werden können . 

II. Die forschungsleitenden 
Fragen 

Das Ziel des Projektes besteht darin, durch 
die empirische Forschung in den Teilneh-
merstädten einen Beitrag dazu zu leisten, 
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dass sich der Schutz der Bürger nachhal-
tig verbessert. Um dieses Ziel zu erreichen 
sollen mit der Forschung vorranging fol-
gende Fragen beantwortet werden: 

Die erste Frage ist die nach den Tat-
verdächtigen bzw. Tätern des Wohnungs-
bruchs. Hierbei geht es zunächst darum, 
sich ein Bild zu verschaffen über soziode-
mographische und krim inolog ische Merk-
male von Tatverdächtigen bzw. Tätern. 
Dabei steht schon jetzt fest, dass das an-
zufertigende Bild auch am Schluss der Un-
tersuchung ein unfertiges sein wird, weil 
ein Großteil der Täter des Wohnungsein-
bruchs eben unbekannt und damit auch 
für unsere Forschung unerreichbar bleibt. 
Außerdem ist nach dem Vorgehen der Tä-
ter und den Strukturen der Tatbegehung 
zu fragen, d. h. also nach Einbruchsorten, 
-wegen, -werkzeugen, dem Verhalten der 
Täter in der Wohnung, dem Verhalten 
bei der Konfrontation mit Opfern, nach 
Fluchtwegen und Fluchtmitteln etc. Auf 
diese Weise wird es möglich sein, den am 
Projekt beteiligten Städten ein Lagebild 
über die Wohnungseinbruchskrimina li tät 
in ihrer Stadt zu verschaffen. 

Auch nach Abschluss der 
Untersuchung unfertiges Bild, 

da Großteil der Täter 
unbekannt bleibt 

Zweitens sind die Opfer des Wohnungs-
einbruchs und deren Situation nach der 
Tat in den Blick zu nehmen. Da sich in 
der Repräsentativbefragung des KFN aus 
dem Jahr 2011 ergeben hat, dass mehr 
als 80 % der Wohnungseinbrüche zur 
Kenntnis der Polizei gelangen, wird man 
einen guten Überblick über die von die-
sem Delikt Betroffenen gewinnen können . 
Im Mittelpunkt dieses Teils der Untersu-
chung stehen neben soziodemographi-
schen Merkmalen der Betroffenen die 
Folgen der Tat, aber auch die Bewertung 
der Arbeit der Strafverfolgungsbehörden 
und etwaiger (Hausrats-)Versicherer durch 
die Opfer. 

Drittens ist nach Erklärungen zu suchen 
für die insgesamt sehr niedrigen Aufklä-
rungsquoten und die regionalen Unter-
schiede, die diesbezüglich zu erkennen 
sind . Insoweit ist demnach in erster Li-
nie die Arbeit der Polizei zu untersuchen. 
Zu fragen ist diesbezüglich u. a. nach der 
Organisation und Struktur der polizeili -
chen Arbeit im Bereich des Wohnungs-
einbruchs, aber auch nach den konkret 
durchgeführten Ermittlungsmaßnahmen 
sowie jeweils nach etwaigen regionalen 

Besonderheiten in der Ermittlungsarbeit 
der Polizei. 

Viertens geht es um Erklärungen für 
die niedrigen Abgeurteilten- und Verur-
teiltenquoten und die in diesem Bereich 
bestehenden regionalen Unterschiede. 
Auch insoweit wird die pol izeiliche Er-
mittlungsarbeit von Bedeutung sein . So 
ist insbesondere in Erfahrung zu bringen, 
warum der Staatsanwaltschaft in vielen 
Fällen die polizeilichen Beweisangebote 
nicht für eine Anklage ausreichen . Von 
zentraler Bedeutung ist hier aber insbe-
sondere die Tätigkeit der Staatsanwalt-
schaften und der Gerichte. So sind u.a die 
absch ließenden Verfahrensentscheidun-
gen der Staatsanwaltschaften in den Blick 
zu nehmen, also die Frage, ob angeklagt, 
eingestel lt oder ein Strafbefeh l beantragt 
wurde. Selbstverständlich sind aber auch 
die Gerichtsverfahren und deren abschlie-
ßende Entscheidung - Verurteilung, Frei-
spruch, Einstellung oder Strafbefehl - zu 
betrachten . Das alles ist schließlich im 
Hinblick auf regionale Besonderheiten zu 
untersuchen . 

III. Das methodische Vorgehen 

Um die vorstehenden Forschungsfragen 
zu beantworten, bedarf es einer Kombi-
nation dreier Forschungsmethoden : 

Am Beginn des Forschungsprojekts 
steht eine Ana lyse von ca. 900 Ermitt-
lungs- bzw. Strafverfahrensakten pro 
Stadt.8 Dabei erfolgt die Auswahl der 
Akten teilweise im Wege einer zufäl ligen 
Ziehung und teilweise im Wege einer 
bewussten Auswahl. Dieses zweigleisige 
Vorgehen ist erforderlich, um einerseits 
die Repräsentativität der Untersuchung 
zumindest für die einzelnen, an der Un-
tersuchung teilnehmenden Städte zu 
gewährleisten, und um andererseits si-
cherzustellen, dass genügend Fälle in der 
Stichprobe entha lten sind , die von der Po-
lizei aufgeklärt bzw. gerichtlich bearbeitet 
wurden. Mit der Aktenanalyse so llen breit 
fundierte Erkenntnisse über die Täter des 
Wohnungseinbruchs und ihre Vorgehens-
weise einerseits sowie - soweit im Rah-
men der Aktenanalyse möglich - über die 
Opfer des Wohnungseinbruchs und deren 
materielle Schäden andererseits gewon-
nen werden. Zudem dient die Aktenana-
lyse zur Ermittlung etwaiger Unterschiede 
in der polizeilichen Ermittlungsa rbeit, in 
der Entscheidungspraxis der Staatsan-
waltschaften und in der Sanktionspraxis 
der Gerichte in den Tei lnehmerstädten. 

Für das Ziel des Forschungsprojekts, 
den Schutz der Bürger vor Wohnungsein-
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bruch zu verbessern, erscheint es unver-
zichtbar, eine umfassende Befragung von 

Erste Teilergebnisse des 
Projektes voraussichtlich 

im Januar 2014 

Opfern dieses Delikts durchzuführen. Zum 
einen wird die im Wege eines postalisch 
übersandten Fragebogens zu rea lisierende 
Datenerhebung in vielfacher Hinsicht dif-
ferenzierter sein als das Vernehmungspro-
tokoll des die Anzeige aufnehmenden Be-
amten. Zum anderen erfolgt sie erheblich 
später und kann dadurch die beim Opfer 
eingetretenen Folgen des Wohnungsein-
bruchs sehr viel umfassender recherchieren 
als die kurz nach der Tat durchgeführte 
polizeiliche Befragung. In allen Teilnehmer-
städten sollen deshalb jeweils 500 Opfer 
des Wohnungseinbruchs einen Fragebo-
gen des KFN erhalten. Hierdurch eröffnet 
sich u. a. die Möglichkeit, zu den Ein-
bruchsdiebstählen ergänzende Informatio-
nen zu gewinnen und so die Bewertung 
der polizeilichen Aufklärungsarbeit auf 
eine breitere Datenbasis zu stellen . Zum 
Vergleich sollen hier ferner die Befunde der 
bundesweiten Repräsentativbefragung des 
KFN herangezogen werden, deren erste Er-
gebnisse einleitend dargestellt wurden. 

Den Abschluss der empirischen Unter-
suchung so llen pro Stadt Expertengesprä-
che mit Vertretern der Polizei, Staatsan-
waltschaft und der Gerichte bilden. Viele 
der oben skizzierten Forschungsfragen 
lassen sich nur dann klä ren , wenn man er-
gänzend zu den erhobenen Daten der Ak-
tenanalyse und der Opferbefragung erfah-
rene Praktiker hinzuzieht. Dies erscheint 
unverzichtbar, wenn es darum geht, die 
Rahmenbedingungen zu erfassen, unter 
denen in den Teilnehmerstädten die Er-
mittlungsarbeit der Polizei und die staats-
anwaltschaftliche bzw. gerichtliche Ent-
scheidungspraxis stattfinden. Möglicher-
weise erweisen sich gerade diese Faktoren 
als sehr bedeutsam dafür, ob ein Fall auf-
geklärt werden kann und ob anschließend 
Anklage erhoben wird und eine Verurtei-
lung erfolgt. Die auf Tonband aufgezeich-
neten Expertengespräche sollen aber auch 
dazu genutzt werden, mit den Praktikern 
die erarbeiteten Forschungsbefunde zu 
erörtern und ihre Interpretation der Daten 
in den abschl ießenden Forschungsbericht 
einzubeziehen. 

IV. Der aktuelle Stand 

Das Projekt ist auf insgesamt drei Jahre 
angelegt. Nach Abschluss der Li teratur-
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recherche und Fertigstellung der Erhe­
bungsinstrumente wurde zum 1.4.2013 
- nach Einholung der erforderlichen Ge­
nehmigung - mit der Analyse der Akten
aus Hannover begonnen. Hieran schließt
sich die Auswertung von Akten aus den
weiteren Teilnehmerstädten an. Parallel
dazu wird ab August 2013 die Befragung
von Betroffenen des Wohnungseinbruchs
zunächst in Hannover und dann in den
weiteren Städten durchgeführt. Aller Vor­
aussicht nach ist mit ersten Teilergeb­
nissen des Projekts zu Beginn des Jahres
2014 zu rechnen. Der Abschluss ist für
Mitte des Jahres 2016 zu erwarten.

Kontakt: 

Tillmann.Bartsch@kfn.de 
www.kfn.de 
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Anmerkungen 

1 Bieneck/Stadler/Pfeiffer, 2011 
2 Ausführlich dazu Baier/Rabold/Bartsch/Pfeiffer, 

2012a und b. 
3 Vgl. zu den psychischen Folgen des Wohnungs­

einbruchs aber auch Deegener, 1996. 
4 Zu Nord-Deutschland wurden die Bundesländer 

Schleswig-Holstein, Bremen, Hamburg und Nie­
dersachsen gezählt. 

5 Zu West-Deutschland wurden die Bundesländer 
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland gezählt. 

6 Zu Ost-Deutschland wurden die Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Thü­
ringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt gezählt. 

7 Zu Süd-Deutschland wurden die Bundesländer 
Bayern und Baden-Württemberg gezählt. 

8 Eine Analyse von staatsanwaltschaftlichen 
Akten führte jüngst auch Kawelowski (2012) 
durch. Allerdings beschränkt sich diese Studie 
auf eine Analyse von Akten der Staatsanwalt­
schaft Duisburg, während in dem Projekt des 
KFN Akten aus mehreren staatsanwaltschaftli­
chen Bezirken vergleichend untersucht werden. 

_ 


